
 
 
 

 
 
Herrn Bürgermeister 
Reiner Breuer 
Rathaus / Markt 2 
41460 Neuss 
 
 

19. Januar 2026 
 

Antrag zur Sitzung des Haupt-, Sicherheits- und Gleichstellungsausschusses am 05. 
Februar 2026: 
Stärkung der Hilfestrukturen zum Schutz vor Gewalt in Neuss – Umsetzung der 
Istanbul-Konvention 
 
 
Sehr geehrter Herr Bürgermeister Breuer, 
 
als Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN bitten wir darum, den nachfolgenden Antrag auf die Tagesordnung 
der Sitzung des Haupt-, Sicherheits- und Gleichstellungsausschusses der Stadt Neuss am 05. Februar 
2026 zu setzen. 
 
 
Beschlussempfehlung: 
1. Die Verwaltung wird beauftragt, im städtischen Haushalt 2026 60.000 € zur Stärkung der lokalen 

Hilfestrukturen im Bereich Gewaltschutz bereitzustellen. 
a) Die Mittel werden mit Sperrvermerk etatisiert. 
b) Die Auszahlung erfolgt auf Antrag der jeweiligen Einrichtung, vorrangig der 

Frauenberatungsstelle Neuss, und kann zusätzlich für die Unterstützung von Männern sowie für 
Präventionsmaßnahmen genutzt werden. 

c) Die Verwaltung prüft die Anträge auf sachgerechte Verwendung und gewährleistet die 
Mittelverwendung gemäß den Zielen des kommunalen Gewaltschutzes. 

 
2. Die Verwaltung wird beauftragt, über die Verwendung der Mittel und die Entwicklung der 

Hilfestrukturen schriftlich zu berichten, die Vernetzung der Angebote (Frauen-, Männer- und 
Täterarbeit) weiter zu fördern und die Umsetzung der Istanbul-Konvention auf kommunaler Ebene, im 
Rahmen der personellen und finanziellen Möglichkeiten, kontinuierlich voranzutreiben. 

 
 
Begründung: 
Mit der Ratifizierung der Istanbul-Konvention (Übereinkommen des Europarats zur Verhütung und 
Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen und häuslicher Gewalt) hat sich Deutschland, und damit auch die 
Kommunen, verpflichtet, umfassende Schutz-, Unterstützungs- und Präventionsmaßnahmen 
sicherzustellen. 
 
Das Land Nordrhein-Westfalen setzt diese Verpflichtung mit dem Haushalt 2026 konsequent um: 

- Im Bereich der Frauenhilfeinfrastruktur erfolgt keine Kürzung, sondern eine Mittelsteigerung um 
1,1 Millionen Euro, um den Ausbau und die Weiterentwicklung der Hilfestrukturen zu 
ermöglichen. 

- Der Schutz von Männern vor Gewalt wird fortgeführt und um 60.400 € erhöht. 
- Für die Täterarbeit sind zusätzliche 60.500 € vorgesehen. 

 



Damit hat das Land frühere Kürzungen zurückgenommen und sendet ein deutliches Signal für 
umfassenden Gewaltschutz und wirksame Prävention. 
Diese positiven Entwicklungen sollten auch auf kommunaler Ebene aufgegriffen werden. Denn die 
aktuellen polizeilichen Kriminalstatistiken zeigen, dass Gewalt gegen Frauen und häusliche Gewalt in 
Deutschland 2024 einen neuen Höchststand erreicht haben: Rund 265 942 Fälle häuslicher Gewalt 
wurden polizeilich registriert, davon etwa 73 % mit weiblichen Opfern, und über 53 000 Frauen wurden 
Opfer von Sexualstraftaten. Zudem wurden 308 Mädchen und Frauen gewaltsam getötet. Diese 
Entwicklungen zeigen, dass Gewalt gegen Frauen ein drängendes gesellschaftliches Problem ist, das auf 
kommunaler Ebene entschlossen adressiert werden muss. Die tatsächliche Gewaltbelastung dürfte 
aufgrund hoher Dunkelziffern noch deutlich höher liegen. 
 
Die Frauenberatungsstelle Neuss leistet unverzichtbare Arbeit im Bereich Beratung, Krisenintervention 
und Prävention. Durch die Bereitstellung von 60.000 € kann die Stadt Neuss die Beratungsstelle gezielt 
stärken, zusätzliche Angebote für von Gewalt betroffene Männer fördern und die Präventionsarbeit in 
Schulen und Vereinen ausbauen. 
 
Mit diesem Antrag setzt die Stadt Neuss ein klares Zeichen: 

- für den Schutz von Frauen, Männern und Kindern vor Gewalt, 
- für Prävention und Täterarbeit als zentrale Elemente des Gewaltschutzes, 
- und für die weiterer Umsetzung der Istanbul-Konvention auf kommunaler Ebene. 

 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
 
Bettina Weiß       Manfred Haag 
Fraktionssprecherin      Fraktionssprecher 


